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Brief eines besorgten Paten der Initiative „Rettet Elisa“ 

zum Artikel von Sandra Schäfer 

"Streitobjekt 'Elisa': Jetzt wird abgerissen" 

(MoPo – Hamburger Morgenpost, 14.02.2014, S. 16: Ha mburg) 
  
  
Liebe Nutzer_innen der vhw-Genossenschaftswohnungen Am Elisbethgehölz! 
Liebe Mitglieder der vhw – Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft e.G.! 
  
Mit einigem Entsetzen habe ich am Freitag, dem 14. Februar 2014, den Artikel "Streitobjekt 'Elisa': Jetzt wird 
abgerissen" in der „MoPo“ gelesen. Besonders irreführend fand ich den Satz: 
  
"Die SPD im Bezirk sieht das Ergebnis als vollen Er folg für Mieter und Politik",  
  
denn er ist in zweierlei Hinsicht sachlich völlig falsch: 

1.) Es handelt sich bei den Bewohner_innen der Häuser des "Elisa"-Ensembles keineswegs um 
"Mieter_innen" , sondern um Nutzer_innen und damit um Miteigentümer_innen, denen von ihren 
"leitenden Angestellten", d.h. dem Genossenschaftsvorstand, m.E. übelste Nachteile zugefügt werden. 

2.) Die im Bezirk Mitte (und der FHH) derzeit alleinherrschende SPD ist keineswegs "die Politik" , sondern 
aller Wahrscheinlichkeit nach ab Sommer 2014 wieder auf politische Partner_innen in einer bezirklichen 
Koalition angewiesen, die in der Frage "Elisa" überhaupt nicht mit der Haltung dieser bezirklichen SPD 
übereinstimmen, sondern eine ernsthafte und ergebnisoffene Prüfung von Alternativen zum Abbruch des 
stadtbild-prägenden „Elisa“-Ensembles verlangt haben und weiterhin verlangen. 

 
Oder kurz gesagt: "Die Politik" im Bezirk Hamburg-Mitte umfasst neben  einer einseitig und engstirnig 
agierenden SPD auch CDU, GRÜNE, LINKE, PIRATEN und sogar eine "Rest-FDP"!  (Und wie viele 
unabhängige Abgeordnete nach Aufhebung der 5%-Hürde in der nächsten Bezirksversammlung sitzen 
werden, womöglich auch mit radikaleren Positionen als die Mehrzahl der heutigen BV-Mitglieder, vermag 
noch niemand verlässlich zu prognostizieren!) 
  
Darüber hinaus greift die schlichte Betrachtung der neuen Wohnungen als öffentlich geförderter Wohnraum 
viel zu kurz und es scheint fast so, als sei auch die "MoPo" auf die Senatspropaganda eines erfolgreichen 
Wohnungsbauprogrammes hereingefallen. Immerhin wird auch erwähnt, dass sich die Anzahl der 
Wohnungen durch den beantragten Neubau gegenüber dem - vom Abbruch bedrohten - Bestand sogar 
vermindert! Zudem wären deutlich weniger Wohnungen auf den Grünzug am Elisabethgehölz ausgerichtet 
als im heutigen Bestand, so dass die Vergrößerung der Wohnungen strukturell zu einer großen 
Benachteiligung der Wohnqualität für viele Nutzer_innen führen und ihre Wohnzufriedenheit massiv 
verschlechtern würde, ... sofern sie sich die neuen Wohnungen überhaupt noch aus eigenen Einkommen 
leisten oder eine erheblich höhere Nutzungsgebühr in einem Neubau durch staatliche Zuschüsse finanzieren 
könnten. 

Und genau in diesem letztgenannten Punkt liegt ein weiteres massives, bewusst verschleiertes Problem des 
Projektes, sowohl in sozialpolitischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht: 

Im derzeitigen Wohnungsbestand konnten und können viele der Genossenschaftsmitglieder die 
Nutzungsgebühr der Wohnungen als genossenschaftliche Nutzer_innen aus eigenen Einkünften bezahlen, 
auch wenn sie nur geringe (Teilzeit-)Erwerbseinkünfte, unregelmäßige Einkünfte aus Freiberuflichkeit, kleine 
Renten haben oder - als Auszubildende - beispielsweise BaföG beziehen. Damit verbunden ist das gute 
Gefühl, nicht von staatlichen Transferleistungen abhängig zu sein. 

In Zukunft werden viele der Rückkehrberechtigten und tatsächlich Zurückkehrendem möglicherweise in viel 
stärkerem Umfang als heute Transferleistungen in Anspruch nehmen müssen, sei es Wohngeld, Leistungen 
des Jobcenters oder Grundsicherungsleistungen (ehemals "Sozialhilfe") - ... und obwohl es sich um völlig 
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legitime gesetzliche Ansprüche handelt, vermittelt dies Vielen ein - zumindest unterschwelliges - Gefühl von 
Abhängigkeit. 

In gesamtstädtischer - quasi stadtwirtschaftlicher - Hinsicht resultiert aus diesen (wie gesagt: völlig legitimen) 
gesetzlichen Ansprüchen allerdings ein "dauerhaftes Defizit", das nicht gegenfinanziert ist wie die Förderung 
für den geplanten sozialen Wohnungsbau, die ja überwiegend aus zinsgünstigen Krediten bestehen und 
somit von der Genossenschaft mit Zins und Tilgung an die FHH zurückgeführt werden müsste. 

Rechnerisch betrachtet handelt es sich bei den zu gewärtigenden Mietzuschüssen für viele Nutzer_innen 
keineswegs um "Peanuts", denn schon ein Mietkostenzuschuss von - vorsichtig geschätzt - 200.-- € 
monatlich für 30 "Miet-"Parteien ergibt in einem Jahr einen Zuschussbedarf von 72.000.-- € - ... oder in 
Anlehnung an die Laufzeit einer üblichen immobilienwirtschaftlichen Wirtschaftlichkeitsberechnung von 30 
Jahren eine Bindung öffentlicher Mittel für Mietkostenzuschüsse von über 2 Millionen Euro, … 
Kostensteigerungen, Zins und Zinseszins selbstverständlich nicht eingerechnet. 

Dem sei nun eine nutzer_innen-freundlicher Alternative gegenübergestellt: Die FHH könnte die Gründung 
einer selbständigen neuen "Genossenschaft Am Elisabethgehölz e.G." mit diesem Betrag von 2 Millionen 
(als zinslosem oder zinsgünstigem Wohnungsbaudarlehen) bei der Gründung und für eine selbstorganisierte 
und -finanzierte Grundinstandsetzung, Sanierung und behutsame Modernisierung des Ensembles 
unterstützen. Dies würde - nach tragfähigen Berechnungen - zu Nettokaltmieten von unter 6 Euro pro 
Quadratmeter im behutsam sanierten Bestand führen. Dort würden weiterhin auch kleine, aber gut 
nachgefragte, Wohnungen angeboten werden - viele mit einem angenehmen Blick auf das Elisabethgehölz. 

Ein erheblicher Teil der Fördermittel für einen unhistorischen, hässlichen und überwiegend ungeliebten 
Neubau werden eingespart und die 2 Millionen Euro an Kreditzuschüssen würden in Form von Zins und 
Tilgung allmählich in den Hamburger Haushalt zurückfließen, statt "verloren" zu sein, weil sie für überteuerte 
Neubauwohnungen - über den Umweg von Wohngeld etc. - auch noch in den Haushalt der Vereinigten 
Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft (vhw) fließen ... - als unverdiente "Belohnung" für ein ungewolltes 
und mitgliederfeindliches Neubauvorhaben. 
  
Die VHW als "Nutznießerin" dieser Geldverschwendung bildet aus meiner Sicht darüber hinaus aus 
strukturellen Gründen selbst ein hohes Risiko, denn die wirtschaftliche Stabilität und Überlebensfähigkeit 
dieser Genossenschaft scheint - aus meiner persönlichen Sicht und heutigen Kenntnis - keineswegs 
gesichert. Immerhin stand sie vor einigen Jahren schon einmal fast vor dem Konkurs, hat mit ihrem 
Vorgehen am Schlöperstieg in Wilhelmsburg ihrer Mitgliederfeindlichkeit bereits überdeutlich unter Beweis 
gestellt und ist weiterhin mit dem problematischen "Kostenrisiko" mehrerer SeniorInnen-Wohnanlagen (mit 
Service- und Pflegeangeboten) "belastet". Der Betrieb dieser Anlagen ist unstreitig ein sehr ehrenwertes 
Projekt zur Wohnungsversorgung für ältere Menschen, die auf Hilfe und Unterstützung angewiesen sind, 
wurde wirtschaftlich und in seiner Risikobewertung und -absicherung in den vergangenen mehr als 10 
Jahren aber, so zumindest der äußere Anschein, wenig professionell und kaum oder gar nicht 
kostendeckend gemanagt. 

Daher betragen die Dividendenausschüttungen der VHW, sofern sie überhaupt erfolgen, seit Jahren auch 
weniger als 2% pro Jahr. Viele andere Genossenschaften zahlen hingegen jährlich 5% Dividende und 
erwirtschaften bis zu 20% "Gewinn" auf das eingesetzte Eigenkapital, der jedoch aus wirtschaftlicher 
Vernunft (und genossenschaftsrechtlichen Gründen) überwiegend in Investitionen, Rücklagen und 
Rückstellungen fließen muss. (Zu den Investitionen zählt natürlich auch die pflichtgemäße und sachgerechte 
Instandhaltung eines Wohnungsbestandes, der im Falle des Ensembles Am Elisabethgehölz leider auch 
schon Jahrzehnte lang vernachlässigt wurde, so dass dieses pflichtwidrige Versäumnis und der daraus 
resultierende Abbruch durch staatliche Zuschüsse sogar noch "belohnt" würde!) 

In einem Planungs-Workshop mit "Elisa"-Bewohner_innen im vergangenen Jahr (dessen Ergebnisse bei den 
aktuellen Neubauplanungen jedoch weitgehend ignoriert werden) hat der vhw-Vorstand, damals noch Herr 
Marco Hahn, sogar - zumindest implizit - zugegeben, dass das Neubauvorhaben "Elisa II" für die VHW 
existenznotwendig ist. um durch die zufließenden öffentlichen Zuschüsse die Liquidität der Genossenschaft 
und damit ihre Existenz - zumindest in näherer Zukunft - abzusichern. 

Da der jährliche Wirtschaftsprüfungsbericht der Genossenschaft nicht öffentlich - und noch nicht einmal für 
unabhängige Expert_innen, die ihn im Auftrag der Elisa-Bewohner_innen begutachten könnten - zugänglich 
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ist, bleibt die Frage im Raume stehen: Kann die Genossenschaft das Neubau-Projekt "Elisa II" überhaupt 
erfolgreich stemmen oder will sie nur das historische Ensemble "platt machen", um das Grundstück dann 
genauso zu verkaufen wie die Grundstücke am Schlöperstieg, um überhaupt weiterbestehen zu können? 

Für diese Befürchtung könnten auch noch andere Indizien sprechen: 

1.) Die Neubauplanungen sind lieblos, dem Erscheinungsbild nach lediglich ein "Abklatsch" eines früheren 
Entwurfes des mit der Planung beauftragten Architekturbüros, in ihren Wohnungszuschnitten nicht 
kompatibel mit den Rückkehr-Zusagen an die jetzigen Bewohner_innen und letztlich auch nicht mit 
diesen abgestimmt, wie ursprünglich versprochen. 

2.) Mit Herrn Marco Hahn hat innerhalb eines Jahres ein zweiten Vorstandsmitglied der VHW, das mit der 
Federführung bei diesem Projekt beauftragt war, "das Handtuch geworfen", ebenso wie sein Vorgänger 
Marcus Kopplin, der heute das kommunale Liegenschaftsmanagement Sylts leitet (siehe: http://www.klm-
sylterwohnen.de/index.php/impressum ). 
Als Nachfolger für Herrn Hahn wurde ein leitender Mitarbeiter der VHW berufen, obwohl dies meinem 
Eindruck nach eher unüblich bei Genossenschaften ist.  
Ich frage mich darum: Wollte niemand mit externer Sachkunde, Branchen- und Marktkenntnissen diese - 
gewiss gut bezahlte - Funktion übernehmen, ... oder scheute sich die vhw, außenstehenden 
Bewerber_innen ihre – womöglich höchst prekäre - Situation offenzulegen, ... oder haben andere 
potenzielle Bewerber_innen nach tieferem Einblick in das Unternehmen und das hochumstrittene 
"Elisa II"-Projekt die Position dankend abgelehnt? 
Dafür spricht zumindest, dass Vorstände anderer Genossenschaften in Hintergrundgesprächen ihrem 
Entsetzen über das Vorgehen der vhw und den "Flurschaden", den es dem Genossenschaftsgedanken 
zufügt, freien Lauf lassen! 

  
Eine nicht geringe Rolle durfte jedoch auch das generell recht eigenwillig erscheinende Rechtsverständnis 
des Aufsichtsrates, hier namentlich seines Vorsitzenden, haben. Symptomatisch dafür scheint mir das 
Vorgehen bei den letzten Aufsichtsratswahlen der VHW zu sein, bei der die Dauer der Amtsperioden 
mehrerer Aufsichtsratsmitglieder erst nach erfolgter Wahl ausgelost (!) wurde, ... was zumindest meinem 
Rechtsverständnis (und womöglich sogar förmlichen Regelungen) nicht entspricht, denn die wählenden 
Mitglieder der Vertreter-Versammlung konnten auf diese Weise gar nicht erkennen, für welche Dauer ihre 
Wahlentscheidung gelten würde! 
  
Nach diesen schwerwiegenden Zweifeln am wirtschaftlich seriösen und rechtlich einwandfreien Handeln der 
vhw sei noch auf einige übergreifende Aspekte des Neubau-Vorhabens hingewiesen: 

* Das Ensemble Am Elisbethgehölz ist  für das dortige Quartier östlich des Hammer Parks stadtbild-
prägend und in verschiedenster Hinsicht denkmalpflegerisch und stadtgeschichtlich von hoher  
Bedeutung , weil sowohl der ursprüngliche Entwurf des Architekturbüros Dorendorf aus den späten 1920er 
Jahren als auch der Wiederaufbau - teils nach alten Plänen - nach dem 2. Weltkrieg die historische 
Situation (zunächst Wohnungsneubau der Schumacher-Epoche, später die Bekämpfung der durch 
Kriegszerstörungen bedingten Wohnungsnot) repräsentativ abbildet und widerspiegelt. 
Vor diesem Hintergrund arbeitet auch Herr Professor Peter Michelis, Vorsitzender der Gustav Oelsner-
Gesellschaft, derzeit an einer gutachterlichen Stellungnahme zur Bedeutung des Ensembles. Er konnte 
dabei auf umfassende Vorarbeiten der "Elisa"-Bewohner_innen zurückgreifen, die sich mit hoher 
Sachkunde und viel Engagement bereits um die bau- und stadtgeschichtliche Bedeutung "ihrer Häuser" 
gekümmert haben. 
Die Neubau-Pläne werden dem Standort und seiner Bedeutung hingegen, wie ich bereits ausführte, in 
keinster Weise gerecht. 

* Zudem erscheint mir die "gerichtsfeste" Genehmigungsfähigkeit des beantragt en Neubaus noch 
recht zweifelhaft , weil auch zu prüfen ist, ob er in Ausmaßen und insbesondere hinsichtlich der Höhe 
überhaupt den Vorgaben des gültigen Bebauungsplanes folgt. Die zuständige Abteilung des Bezirksamtes 
mag dies, nach unübersehbaren "Signalen" (... um das Wort "Druck" zu vermeiden) aus der politischen 
Mehrheitsfraktion der Bezirksversammlung so gesehen haben. Ob diese Sichtweise der 
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verwaltungsgerichtlichen Prüfung standhält oder nicht doch festgestellt wird, dass der Neubau die sog. 
"Grundzüge der Planung" des B-Planes verletzt, bleibt abzuwarten. 

* Und hier schließt sich wieder der Kreis zu den bereits ausführlich dargelegten wohnungs- und 
sozialpolitischen Fehlern , denn sowohl die Kündigungsschutz-Klagen (... dazu ergänzend: Kann ein 
leitender Angestellter überhaupt seinen Eigentümern kündigen, d.h. kann eine Genossenschaftsvorstand 
erfolgreich Kündigungen gegen Mitglieder aussprechen, die nicht gravierend gegen ihre mietrechtlichen 
Pflichten verstoßen haben?) als auch die denkmalpflegerischen, städtebaulichen und planungsrechtlichen 
Bedenken können einen möglichen Neubau um Jahre verzögern. 

* ... und "last not least": Ob es auch haushaltsrechtlich legitim und (nach Landeshaushaltsordnung / LHO) zu 
rechtfertigen ist, öffentliche Fördermittel für ein Projekt zu gewähren, das nicht einmal mehr Wohnraum 
schafft, halte ich ebenfalls für "einen Fall für den Rechnungshof" ! 

  
Hält die Genossenschaft vhw das durch oder wäre es nicht doch vernünftiger - und wirtschaftlich deutlich 
risikoärmer - endlich seitens des Genossenschaftsvorstandes einzulenken und eine in vielerlei Hinsicht 
bessere Lösung zu finden??? 
  
Die von mir dargestellten Probleme dieses übereilten und sowohl wohnungs- und sozialpolitisch als auch 
stadtwirtschaftlich unvernünftigen Neubauvorhabens reichen über den für einen kurzen Artikel in der "MoPo 
zur Verfügung stehenden Platz natürlich weit hinaus, aber es ist m.E. wichtig, nicht von einer 
einvernehmlichen Zustimmung "der Politik" zu diesem Projekt auszugehen, sondern die Situation kritisch 
und differenziert zu betrachten! 
  
  
Diese Stellungnahme entspricht im Wesentlichen einem Leserbrief an die Autorin des genannten Artikels in 
der „Hamburger Morgenpost“, Frau Sandra Schäfer, am Tage seiner Veröffentlichung. 
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